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terung von Druckſchriften überhaupt, alſo auch von Druckſchriften politifchen 
Inhalts, umſchriebene Vereinsthätigkeit ift als eine politiſche Thätigkeit an⸗ 
zuſehen und erheiſcht daher eine ſolche Zweckſatzung die Conſtituirung des 
Vereines als eines politiſchen. 
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Ueber die waſſerrechtliche Behandlung ſtaatlicher 
Achutz. und Vegulirungswaſſerbanten. 
Ven Edmund Zetely. 

Nach den meiſten öſterreichiſchen Landeswaſſerrechtsgeſetzen — nur 
Mähren macht in dieſer Hinſicht eine Ausnahme — bedürfen die vom 
Staate in öfſentlichen Gewäſſern auszuführenden Schutz- und Regu⸗ 
lirungswaſſerbauten keiner behördlichen Genehmigung. Dieſe Beſtimmung 
findet ihre Begründung darin, daß derartige ſtaatliche Schutz- und Regu⸗ 
lirungswaſſerbauten von den ſtaatlichen Verwaltungsbehörden, alſo von 
jenen Behörden, denen nach dem Waſſerrechtsgeſetze die Wahrung der 
öffentlichen Intereſſen bei allen Waſſerbauten zuſteht, projectirt und aus⸗ 
geführt werden und ſchon hierin eine genügende Garantie dafür gelegen iſt, 
daß bei ſtaatlichen Schutz- und Regulirungswaſſerbauten das öffentliche 
Intereſſe nicht verletzt werden wird. Ueberdies hätte es auch keinen 
Sinn, anzuordnen, daß eine Behörde ſich ſelbſt die Bewilligung zur 
Ausführung einer von ihr ſelbſt projectirten Anlage geben ſolle. Es 
geht aus dem Grunde dieſer geſetzlichen Beſtimmung aber auch hervor, 
daß hierunter nur jene Waſſerbauten zu verſtehen ſind, welche vom 
Staate in feiner öffentlich⸗ rechtlichen Eigenſchaft als verwaltender Potenz 
ausgeführt werden und nicht auch jene, welche der Staat als Fiscus 
unternimmt. Die mit der Verwaltung des Staatsvermögens betrauten 
Organe haben in erſter Linie die Aufgabe und Pflicht, dieſes Vermögen 
zu erhalten und eventuell zu vermehren; die Wahrung der öffentlichen 
Intereſſen obliegt nicht ihnen, ſondern den Adminiſtrativbehörden, und 
letztere müſſen daher in die Lage verſetzt werden, dieſer ihrer Obliegen- 
heit auch bei den vom Fiscus auszuführenden Waſſerbauten nachkommen 
zu können, was nur dadurch möglich iſt, daß die Herſtellung ſolcher An⸗ 
lagen in gleicher Weiſe wie die Ausführung von Privatbauten der vor- 
erſt einzuholenden behördlichen Genehmigung unterliegt. Aus den gleichen 
Erwägungen wurde die Exemtion des Staates von der Vorſchrift der 
einzuholenden behördlichen Genehmigung nicht auch auf die Anlagen zur 
Benützung öffentlicher Gewäſſer ausgedehnt. Solche Anlagen werden 
vom Staate in ſeiner öffentlich-rechtlichen Eigenſchaft nicht ausgeführt, 


| 

| da fie immer den Zweck haben, einen finanziellen Ertrag zu liefern, 
alſo das Staatsvermögen zu vermehren. Ihre Ausführung fällt daher 
in den Bereich der fiscaliſchen Thätigkeit des Staates. Zweifelhaft kann 
es ſein, ob die der Schifffahrt dienenden Canal- und Hafenanlagen, ſowie 
Ueberfuhrsanſtalten als Regulirungsbauten oder aber als Anlagen zur 
Benützung eines Gewäſſers zu betrachten ſeien. Da bei ſolchen An⸗ 
lagen das finanzielle Moment, der Ertrag, erſt in zweiter Reihe ſteht 
und fie hauptſächlich die Förderung des allgemeinen Verkehrs, die Nutz⸗ 
barmachung der Gewäſſer für die Allgemeinheit und nicht zunächſt und 
hauptſächlich für den unternehmenden Staat bezwecken, andererſeits aber 
mit ſolchen Anlagen immer auch eine Regulirung des betreffenden Ge— 
wäſſers verbunden iſt, werden ſie in der Praxis in der Regel als Re⸗ 
gulirungswaſſerbauten angeſehen, zu deren Ausführung, wenn der Staat 
5 Unternehmer auftritt, eine behördliche Genehmigung nicht erforder 
ich iſt. 

Aus der Faſſung des Geſetzes, wonach die behördliche Bewilligung 
zur Ausführung von Schutz⸗ und Regulirungswaſſerbauten für Privat⸗ 
perſonen obligatoriſch vorgeſchrieben und der Staat nur von dieſer obli⸗ 
gatoriſchen Verpflichtung ausgenommen iſt, ließe ſich eventuell ſchließen, 

daß eine facultative Einholung der Bewilligung möglich und zuläſſig 
iſt, d. h. daß es den mit der Ausführung eines Staatsbaues betrauten 
Organen freiſtünde, die behördliche Bewilligung einzuholen, oder aber 
den Bau ohne dieſe auszuführen. Dieſe Anſicht dürfte jedoch nicht 
ſtichhältig ſein. Abgeſehen davon, daß fie dem oben angegebenen Grunde 
der Exemtion des Staates von der behördlichen Bewilligung widerſpricht, 
iſt fie ſchon deshalb unhaltbar, weil die politiſche Behörde keine Mög⸗ 


lichkeit hat, die Ausführung eines Staatswaſſerbaues, für den die Be⸗ 
willigung nachgeſucht oder verweigert wurde, zu verhindern. Da näm⸗ 
lich zu einem ſtaatlichen Schutz- und Regulirungsbau eine behördliche 
Bewilligung nicht erforderlich iſt, kann durch eine conſensloſe Ausfüh- 
rung eines ſolchen Baues niemals eine Uebertretung des Waſſerrechts— 
geſetzes begangen werden, ſelbſt dann nicht, wenn der Conſens aus⸗ 
drücklich aus welchem Grunde immer verweigert wurde. Der bauführende 
Staat braucht ſich ſomit an eine etwaige Verweigerung des Conſenſes 
nicht zu halten. Die Fällung einer Entſcheidung aber, an welche ſich 
die anſuchende Partei nur dann zu halten braucht, wenn ſie ihr günſtig 
lautet, andernfalls aber ſie einfach unberückſichtigt laſſen kann, darſ einer 
Behörde wohl kaum zugemuthet werden. 

Die Befreiung des Staates von der Vorſchrift, für Schutz- und 
Regulirungswaſſerbauten die behördliche Bewilligung einzuholen, hat aber 
nicht auch die weitere Folge, daß bei Ausführung ſolcher Bauten die 
Durchführung des wafſerrechtlichen Verfahrens im Sinne des VI. Ab⸗ 
ſchnittes des Waſſerrechtsgeſetzes überhaupt entbehrlich ſei. Dieſes Ver⸗ 
fahren hat nämlich nicht nur den Zweck, die Zuläſſigkeit des Unter⸗ 
nehmens in Rückſicht auf die öffentlichen Intereſſen feſtzuſtellen, ſondern 
es ſoll damit auch den Privaten die Möglichkeit geboten werden, ihre 
durch den Bau berührten Rechte und Intereſſen zu wahren und alle in 
dieſer Beziehung in Frage kommenden Verhältniſſe klarzuſtellen. Es 

wird demnach auch bei ſtaatlichen Bauten nicht nur iu jenen Fällen, 
in welchen ſeitens des Staates im Grunde der SS 44 und 51 L. W. R. G. 


von den Privaten ein Beilrag zu den Baukoſten verlangt wird, ſondern 
immer, ſobald durch den Bau private Rechte tangirt werden, die Durch⸗ 
führung des waſſerrechtlichen Verfahrens nothwendig ſein. Insbeſondere 
kann die Enteignung von Grund und Boden, ſonſtigen Liegenſchaften, 
Werken und Anſtalten, die zwangsweiſe Beſtellung von Grunddienſtbar⸗ 
keiten u. dergl. im Sinne des 8 48 L. W. R. G. nur auf Grund des 
durchgeführten waſſerrechtlichen Verfahrens erfolgen. Was den Anſpruch 
auf Erfatzleiſtung für die Benachtheiligung von Privatrechten anbelangt, 
welche nicht in den Rahmen des § 48 L. W. R. G. gehören, in welchen 
Fällen alſo eine Enteignung oder die Beſtellung einer Zwangsſervitut 
nicht ſiattzufinden hat, kann bei ſtaatlichen Bauten die waſſerrechtliche 
Verhandlung nur den Zweck verfolgen, dieſe Auſprüche klarzuſtellen und 
einen Vergleich darüber anzubahnen. Solche Entſchädigungen förmlich 
zuzuſprechen, iſt die politiſche Behörde nicht competent. Es kanu näm⸗ 
lich von dem im § 1338 a. b. G. B. ausgeſprochenen Rechtsgrundſatze, 
demzufolge ein Anſpruch auf Schadenerſatz in der Regel wie jedes andere 
Privatrecht bei dem ordentlichen Richter eingeklagt werden muß, nur bei 
dem Beſtande einer beſonderen abweichenden Geſetzesbeſtimmung abge- 
gangen werden. Das Reichswaſſerrechtsgeſetz und die Landeswaſſerrechts— 
geſetze — mit Ausnahme jener von Steiermark und Galizien — ent— 
halten eine ſolche Beſtimmung nicht. Dennoch iſt aber bei zu conſen— 
tirenden Privatbauten der Adminiſtrativbehörde die Möglichkeit gegeben, 
derartige über die Erſatzforderungen für Enteignung und Beſtellung von 
Zwangsſervituten hinausgehende Schadenserſatzanſprüche, wenn ſie als 
begründet und billig erkannt werden, zuzuſprechen, indem ſie in die Form 
von Conſensbedingungen gelleidet werden. Bei Staatsbauten, welche 
einer behördlichen Bewilligung nicht unterliegen, iſt dieſes Mittel aus- 
geſchloſſen, und der Beſchädigte befindet ſich ganz in der gleichen Lage 
wie jeder, welcher durch einen conſensmäßig ausgeführten Privatwaſſerban | 
einen erſt nach der Fertigſtellung der Anlage merlbaren und conſtatirbaren 
Schaden erleidet, auf welchen bei der Bewilligung keine Rückſicht ge⸗ 
nommen werden konnte. Er kann, falls eine gütliche Vereinbarung nicht 
zuſtande kommt, ſeinen Erſatzanſpruch nur im Wege einer gerichtlichen 
Klage geltend machen. Blos die Landesgeſetze in Steiermark und Galizien 
weiſen derartige Erſatzanſprüche der politiſchen Behörde zur vorläufigen 
Entſcheidung zu. 

Ueber die Frage ſchließlich, wer berufen oder berechtigt iſt, die 
Einleitung des waſſerrechtlichen Verfahrens bet ſtaallichen Schutz- und 
Regulirungswaſſerbauten zu verlangen, iſt zu bemerken, daß ein ſolches 
Begehren regelmäßig und in erſter Linie von den mit der Ausführung 
des Baues betrauten ſtaatlichen Organen geſtellt werden wird, da es ja 
auch, abgeſehen von jenen Fällen, in welchen eine Enteignung oder die 
Beſtellung einer Servitut nothwendig iſt, im Intereſſe des Staates liegt, 
alle bei dem Bau in Betracht kommenden Verhältniſſe Harzuftellen, ſchon 
um einem etwaigen ſpäteren Civilproceß auszuweichen. Es dürfte aber 
auch nicht zu leugnen ſein, daß zu dem Verlangen auf Einleitung des 
waſſerrechtlichen Verfahrens auch jene Privatperſonen berechtigt ſind, 
welche ſich durch den Bau in ihren Rechten für geſchädigt erachten. 


Mlittheilungen aus der Praris. 


Zur Frage, inwiefern ein Verein, welcher eine Volksverſammlung 
einberuft, für die Vorgänge in dieſer Volksverſammlung veraut⸗ 
wortlich gemacht werden kann. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 5. Juli 1898 gepflogenen 
öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des Advocaten Dr. Karl 
Povinelli in Salzburg und des Schriftleiters Joſef Freiſinger in Salz⸗ 
burg de praes. 29. März 1898, Z. 126 R. G., wegen Verletzung des 
durch die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechtes, Vereine zu bilden, 
zu Recht erkannt: Durch die mit dem Erlaſſe der k. k. Landesregierung 
in Salzburg vom 5. Juni 1897, 3. 6832, ausgeſprochene, mit der Ent- 
ſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 7. März 1898, 3. 3117, 
beſtätigte Auflöſung des „Salzburger Volksvereines“ hat eine Verletzung 
des durch die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechtes, Vereine zu 
bilden, ſtattgefunden. 

Gründe: Mit dem Erlaſſe der k. k. Landesregierung in Salz 
burg vom 5. Juni 1897, Z. 6823, wurde der „Salzburger Volksverein“ 
auf Grund der SS 6 und 24 des Geſetzes vom 15. November 1867, | 
R. G. Bl. Nr. 134, aufgelöst. Die dagegen ergriffene Berufung wurde 
vom k. k. Miniſterium des Innern mit der Entſcheidung vom 7. März 1898, 
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3.3117, verworfen. Die nunmehr erhobene Beſchwerde an dask. k. Reichs⸗ 
gericht wird begründet wie folgt: Es muß feſtgeſtellt werden, daß die 
am 24. Mai 1897 im großen Curſaale in Salzburg vom „Salzburger 
Volksvereiu“ veranſtaltete Verſammlung als eine öffentliche und allge— 
mein zugängliche Volksverſammlung im Sinne des Verſammlungsgeſetzes 
angemeldet und als ſolche auch durchgeführt wurde. Nach den von der 
k. k. Landesregierung nicht unterſagten Satzungen des „Salzburger Volks- 
vereines“ bezweckt derſelbe, welcher nach § 1 ein politiſcher Verein iſt, 
unter Wahrung des deutſchen Stammesbewußkſeins eine rege Bethäti⸗ 
gung in allen öffentlichen und wirthſchaftlichen Angelegenheiten und eine 
Förderung und Belebung des politiſchen Intereſſes ($ 2). Die Mittel 
zur Erreichung dieſes Zweckes ſind u. a auch die Veranſtaltung von 
Volksverſammlungen und von öffentlichen Vorträgen und Beſpre— 
chungen ( 3a). Wenn nun der „Salzburger Volksverein“ in der gewiß 
hochpolitiſchen und für alle Deutſchen Oeſterreichs äußerſt wichtigen An— 
gelegenheit der neuen Sprachenverordnungen des geweſenen Miniſters 
Grafen Badeni eine Volksverſammlung ausgeſchrieben hat, ſo hat er 
nicht mehr gethan, als was nach den behördlich nicht unterſagten 
Satzungen einen weſentlichen Bejtandtheil der Vereinsthätigkeit bildete. Im 
Gegentheile hätte der Ausſchuß dieſes Vereines geradezu feine Pflicht 
verletzt und die Aufgaben des Vereines vollſtändig vel nachläſſig, wenn 
der „Salzburger Volksverein“ in dieſer eminent öffentlichen Angelegen— 
heit, welche auch von großer wirthſchaftlicher Bedeutung für die Deutſchen 
in Oeſterreich iſt, nicht Stellung genommen und den weiteſten Streifen 
der Bevölkerung Salzburgs Stellung zu nehmen Gelegenheit ge geben 
hätte. Durch Ausſchreibung der Volksverſammlung vom 24. Mai 1897 
iſt alfo der „Salzburger Volksverein“ nur ſtreng innerhalb ſeines poli— 
tiſchen Wirkungskreiſes und geradezu innerhalb der Bethätigung ſeiner 
Pflicht geblieben; er hat hiemit übrigens auch nichts anderes gethan, 
als was ſtaatsgrundgeſetzlich jeder nann geſtattet worden wäre. Die 
Volksverſammlung, welche vom „Salzburger Volksverein“ ausgeſchrieben 
war, wurde ferner von der k. k. Landesregierung Salzburg nicht unter— 
ſagt, was ein Beweis iſt, daß in der Veranſtaltung dieſer Volksver⸗ 
ſammlung gewiß nichts Geſetz- oder Rechtswidriges oder ſonſt Gefährliches 
lag. Dieſe Volksverſammlung wurde entſpre hend der allgemeinen und 


ſelbſtverſtändlichen Uebung vom einberufenden „Salzburger Volksverein“, 


beziehungsweiſe von dem zur Vertretung dieſes Vereines nach außen 
berufenen Vorſtandsmitgliede, nämlich, da der Obmann Dr. Karl Povinelli 
verreist war, vom Obmann⸗Stellvertreter Alois Jentſch in Anweſenheit 
des Regierungsvertreters eröffnet und ſofort in ganz correcter Weiſe, 
wie dies im Weſen einer allgemein zugänglichen Volksverſammlung ge⸗ 
legen iſt, die Wahl des Leiters (Vorſitzenden) dieſer Volksverſammlung 
aus der Mitte derſelben veraulaßt. Mit dieſem Zeitpunkte nun war 
die Thätigkeit des „Salzburger Volksvereins“ in dieſer Angelegenheit 
beendet; von dem Momente an, als aus der Mitte der Verſammlung 
der Vorſitzende derſelben gewählt worden war, hatte der „Salzburger 
Volksverein“ als ſolcher ſelbſtverſtändlich nicht mehr die leiſeſte Ingerenz 
auf die Verſammlung; von dieſem Momente an war die Verſammlung 
autonom und waren ſelbſtverſtändlich auch der „Salzburger Volksverein“ 
oder deſſen Vorſtandsmitglieder als ſolche nicht mehr im geringſten für 
Handlungen, Beſchlüſſe, Reden u. dergl., welche in dieſer Volksverſamm⸗ 
lung vorkamen, verantwortlich. Unter den mehreren zum Vorſitzenden 
der Verſammlung vorgeſchlagenen Perſonen erzielte Alois Jentſch die 
Majorität und war demgemäß zum Leiter dieſer Volksverſammlung gewählt. 
Hätte nun ſelbſt Alois Jentſch in irgend einer Weiſe, was übrigens be⸗ 
ſtritten wird, ſeine Pflicht nicht erfüllt, oder ſich eine Geſetz oder Rechts⸗ 
widrigkeit oder gar eine ſtaatsgefährliche Handlung zu Schulden kommen 
laſſen, fo könnte dies ſelbſtverſtändlich nicht auf das Conto des „Salz- 
burger Volksvereins“ geſchrieben werden, weil ja Alois Jentſch nicht mehr 
als Functionär dieſes Vereines, ſondern als freigewählter Obmann der 
im Momente ihrer Conſtituirung vom „Salzburger Volksvereine“ voll- 
ſtändig unabhängigen Volksverſammſung handelte. Die Behauptung des 
Auflöfungserfenntniffes, daß es dem „Salzburger Volksvereine“ dadurch 
möglich geweſen wäre, den angeblich geſetzwidrigen Aeußerungen, welche 
in dieſer Volksverſammlung gefallen ſein ſollen, entgegenzutreten, weil 
der Obmanu⸗Stellvertreter in derſelben den Vorſitz führte, iſt eine voll— 
ſtändige Verkennung ſowohl der thatiächlichen als auch der rech lichen 
Berhältniffe. Der Verein hatte gar nicht die Möglichkeit und iſt auch 
gar nicht in die Lage gekommen, zu den Ausführungen der Redyuer dieſer 
Volksverſammlung Stellung zu nehmen oder dieſelben zu billigen; das 
konnten nur die in der Volksverſammlung Anweſenden thun, von welchen 
nur ein geringer Bruchtheil überhaupt Mitglieder des „Salzburger Volks⸗ 


vereines“ geweſen find. Es kann feine wie immer geartete Handlung 
oder Aeußerung, welche in dieſer Volksverſammlung nach Conſtituirung 
derſelben, ſei es von wem immer vorgekommen iſt, dem „Salzburger 
Volksverein“ zur Laſt geſchrieben werden. Die Schlußbegründung des 
Auflöſungserlaſſes, daß ſich der Verein auf einem unpatriotiſchen, dem 
eigenen Staate feindfeligen und daher ſtaatsgefährlichen Standpunkt ge- 
ſtellt habe, iſt einfach eine Behauptung, die aber bezüglich der Beweiſe 
vollſtändig in der Luft hängt und ganz unrichtig iſt. Ueberdies find 
folgende Thatſachen zu beachten: 1. hat der ganzen Volksverſammlung 
der Regierungsvertreter beigewohnt, welcher nicht den geringſten Anlaß 
fand, irgend einen Redner zu unterbrechen; 2. find kurz nach der Ver- 
ſammlung in den geleſenſten Tagesblättern der Stadt Salzburg Berichte 
über die Verſammlung erſchienen, worin auch jene Stellen der gehaltenen 
Reden beſonders genau aufgeführt und hervorgehoben wurden, von wel— 
chen man 14 Tage nachher anläßlich der Auflöfung des „Salzburger 
Volksvereines“ vielleicht vermuthen konnte, daß die Regierung denſelben 
den im Auflöſungserkenntniſſe erwähnten bedrohlichen Charakter beigelegt 
habe. Wären nun dieſe Stellen oder Reden wirklich fo geſetz- und 
rechtswidrig, ſtaatsgeſährlich und unpatriotiſch, fo hätte gewiß entweder 
die Staatsanwaltſchaft oder die Landesregierung die Confiscation dieſer 
Blätter veranlaßt. Unter Berufung auf die Entſcheidung des Reichs— 
gerichtes vom 16. Juli 1879, Nr. 122, wird die Bitte geſtellt, zu er— 
kennen, es ſei durch die Auflöſung des „Salzburger Volksvereines“ das 
durch die Verfaſſung gewährkiftete politiſche Recht, Vereine zu bilden, 
verletzt worden. 


Cine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet; bei der mündlichen Ver— 
handlung wurde ſeitens des Vertreters des k. k. Miniſteriums des Innern 
Folgendes geltend gemacht: Der „Salzburger Volksverein“ habe am 
24. Mai 1897 im großen Curſaale in Salzburg eine öfſentliche und 
allgemein zugängliche Volksverſammlung veranſtaltet. Die Vorgänge in 
dieſer Verſammlung, welche durch Zeitungen dem Miniſterium bekannt 
geworden und in dem hierauf von dem Verſammlungscommiſſär einge- 
holten Berichte beſtätigt worden ſeien, haben die Sal burger Landes⸗ 
regierung, bezw. im Recurswege das Miniſterium zu der Auflöſung des 
Vereines ſelbſt beſtimmt. Das Miniſterium gebe allerdings im Sinne 
der reichsgerichtlichen Judicatur zu, daß auch Vereine Volksverſammlungen 
veranſtalten dürfen, es handle ſich aber um die Aufſtellung von Grenzen, 
um die Uebergriffe von Vereinen durch Gebrauch des Verſammlungs— 
geſetzes zu verhindern. Wenn ein Verein eine Volksverſammlung ver- 
auſtalte, To ſei die Zulaſſung dieſer Verſammlung wohl nur nach dem 
Verſammlungsgeſetze zu beurtheilen; daraus folge aber nicht, daß der 
einberufende Verein, ohne Rückſicht auf das Verhältniß des Verlaufes 
der Verſammlung zu ſeinem Wirkungskreiſe, unbedingt immun bleibe. 
Eine ſolche Immunität ſei dort möglich, wo der Einberufer als Stroh— 
mann mit der Exiſtenz der Verſammlung verſchwinde; ein Verein aber, 
welcher auf die Verſammlung einen Werth lege und dieſelbe beeinfluſſen 
wolle, müſſe auch für die Vorgänge iu derſelben verantwortlich bleiben. 
Im vorliegenden Falle habe der „Salzburger Volksverein“ die Verſamm— 
lung einberufen, der Behörde angezeigt, er habe Redner deſignirt, das 
Local beſtellt, fein Obmann Stellvertreter ſei zum Vorſitzenden der Ver- 
ſammlung gewählt worden, und zwar ohne Zweifel mit Rückſicht auf 
ſeine Stellung im Vereine. Es wäre Sache dieſes Vorſitzenden geweſen, 
den Vorgängen in der Verſammlung ausdrücklich entgegenzutreten, wenn 
ſie auf den Verein kein übles Licht werfen ſollten. Zudem ſei in den 
Statuten des „Salzburger Volksvereines“ die Einberufung von Volks⸗ 
verſammlungen ausdrücklich als Mittel zur Erreichung des Vereinszweckes 
bezeichnet; wenigſtens dann, wenn ein Verein, wie ſonach hier, mit der 
Einberufung von Volksverſammlungen eine ſtatutariſche Vereinswirkſam⸗ 
keit entfalte, müſſe er für die Anwendung dieſes ſtatutariſchen Mittels 
zum Vereinszweck verantwortlich fein. Daß der Verſammlungscommiſſär 
nicht eingeſchritten ſei, weil, wie er berichte, die Tragweite der gefallenen 
Aeußerungen ihm nicht ſofort klar geworden, ſei bedauerlicherweiſe richtig; 
desgleichen jet eine Beſchlagnahme der den Bericht über die Verſamm— 
lung enthaltenden Zeitungen nicht erfolgt, vielleicht wegen der einge— 
ſtreuten Gegenbemerkungen. Dies alles ſei aber keine Gutheißung der 
Vorgänge. 

Mit Rückſicht auf die Begründung des Auflöſungserkenntniſſes 
iſt zu prüfen, ob der „Salzburger Volksverein“ anläßlich der Vorgänge 
in der von ihm am 24. Mai 1897 im großen Curſaale in Salzburg 
veranftalteten Volksverſammlung verantwortlich gemacht werden kann. 


Dieſe Frage iſt zu verneinen. 


Was zunächſt die Veranſtaltung dieſer Volksverſammlung betrifft, 
fo entſpricht dieſe dem Abſ. a des § 3 der Vereinsſtatuten — dieſelbe 
vermag alſo die Auflöſung des Vereines nicht zu begründen. 

Dasſelbe gilt von der zur Anzeige gebrachten, unbeanſtändet ge⸗ 
bliebenen Tagesordnung der einberufenen Verſammlung mit Rückſicht auf 
den im § 2 der Statuten ausgedrückten Zweck des Vereines. 

Was aber die Vorgänge in der fraglichen Volksverſammlung be- 
trifft, ſo trifft die Verantwortung für dieſelben nach dem Geſetze nicht 
den Einberufer (im vorliegenden Falle den „Salzburger Volksverein“), 
ſondern den Leiter dieſer Volksverſammlung und die Ordner, welche 
nach $ 11 des Geſetzes vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 135, 
für die Wahrung des Geſetzes und für die Aufrechthaltung der Ordnung 
in der Verſammlung Sorge zu tragen und geſetzwidrigen Aeußerungen 
oder Handlungen ſofort entgegenzutreten haben, wobei, wenn ihren An— 
ordnungen keine Folge gegeben wird, dem Leiter der Verſammlung ob- 
liegt, dieſelbe anfzulöfen. 

Mit der Wahl des Leiters (Vorſitzenden) fand ſomit im vorliegen— 
den Falle die Thätigkeit und auch die Verantworlung des „Salzburger 
Volksvereines“ ihr Ende. 

Hieran vermag auch der Umſtand nichts zu ändern, daß als Leiter 
der in Rede ſtehenden Volksverſammlung der Obmann -Stellvertreter des 
genannten Vereines — Alois Jentſch — fungirte, denn Alois Jentſch 
wurde zur Leitung dieſer Verſammlung durch die von derſelben vorge 
nommene Wahl berufen, wobei noch bemerkt werden kann, daß dieſe 
allgemein zugängliche Volksverſammlung nach der Relation des inter— 
venirenden Regierungsvertreters thatſächlich von Angehörigen aller Parteien 
beſucht war. 

Wenn trotzdem dem „Salzburger Volksvereine“ die Verantwortung 
für die Vorgänge in der mehrerwähnten Verſammlung zur Laſt gelegt 
wird, ſo iſt dies dem vorſtehend Erörterten zufolge unbegründet, und 
wenn nun infolgedeſſen die Auflöſung des Vereines ausgeſprochen wurde, 
ſo widerſtreitet dies dem Geſetze, weshalb der Beſchwerde ſtattzugeben 
und auszuſprechen iſt, es habe die behauptete Verletzung des ſtaatsgrund—⸗ 
geſetzlich gewährleiſteten Rechtes, Vereine zu bilden, ſtattgefunden. 

(Erkenntniß des k. k. Reichsgerichtes vom 5. Juli 1698, 3. 233.) 


Eine nach den Satzungen anf Herausgabe, Verbreitung und Bezugs⸗ 
erleichterung von Druckſchriften überhaupt, alſo auch von Druck⸗ 
ſchriften politiſchen Inhalts, umſchriebene Vereinsthätigkeit iſt als 
eine politiſche Thätigkeit anzuſehen und erheiſcht daher eine ſolche 
Zweckſatzung die Conſtitnirung des Vereines als eines politiſchen. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 5. Juli 1898 gepflogenen 
öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des Dr. Emil Pferſche, 
k. k. Univerſitätsproſeſſor in Prag, durch Dr. Anton Pergelt, de praes. 
21. März 1898, 3. 88, wegen Verletzung des durch die Verfaſſung ge- 
währleiſteten politiſchen Rechtes, Vereine zu bilden, zu Recht erkannt: 
Durch die das Decret der k. k. Statthalterei in Prag vom 18. Auguſt 
1897, 3. 127.328, beſtätigende Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 9. Februar 1898, Z. 29.797 ai 1897, hat eine Ver- 
letzung des durch die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechtes, Ver⸗ 
eine zu bilden, nicht ſtattgefunden. 

Gründe: Die k. k. böhmiſche Statthalterei hat mit dem Erlaſſe 
vom 18. Auguſt 1897, Z. 127.328, die Bildung des „Deutſchen Zeitungs- 
vereines für Böhmen“ auf der von Dr. Emil Pferſche und Genoſſen 
vorgelegten Statuten unterſagt. Der dagegen ergriffene Recurs wurde 
vom k. k. Miniſterium des Innern mit der Entſcheidung vom 9. Februar 
1898, Z. 29.797 ai 1897, abgewieſen, weil der projectirte Verein im 
Hinblicke darauf, daß derſelbe unter anderem nach § 3 feiner Statuten 
die Herausgabe und Verbreitung, beziehungsweiſe die Unterſtützung der 
Herausgabe von Druckſchriften überhaupt, daher auch von politiſchen 
Schriften zum Zwecke haben ſoll, als ein politiſcher Verein angeſehen 
werden muß, während feine Statuten mit den Vorſchriften des zweiten 
Abſchnittes des Geſetzes vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 134, 
nicht im Einklange ſtehen. Hiebei hat das k. k. Miniſterium des Innern 
bemerkt, daß die vorgelegten Statuten auch der Anforderung des § 4 f 
des genannten Geſetzes inſoferne nicht genau entſprechen, als aus dem⸗ 
ſelben nicht zu entnehmen iſt, mit welcher Stimmenmehrheit giltige Be⸗ 
ſchlüſſe der Vereinsverſammlungen gefaßt werden. 

Es wird nun bei dem Reichsgerichte Beſchwerde geführt wie 
folgt: Nach der Praxis des k. k. Reichsgerichtes (Erk. v. 18. Jänner 1886, 
Z. 2) iſt die Entjcheidung, ob ein Verein ein politiſcher iſt, nicht dem 
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freien Ermeſſen der Behörden überlaſſen, ſondern es müſſen Umſtände 
dargethan ſein, aus welchen mit Grund zu ſchließen iſt, daß ſich der 
Verein als ein politiſcher darſtelle. Im vorliegenden Falle beruft ſich 
das k. k. Miniſterium des Innern nur auf $ 3 der Satzungen und erklärt 
die Herausgabe, Verbreitung und Bezugserleichterung von Druckwerken 
politiſchen Inhalts als eine politiſche Thätigkeit. Dieſe Anſicht wider⸗ 
ſpricht der allgemeinen Lebeusauffaſſung. Niemand ſieht eine politiſche 
Thätigkeit darin, daß ein Buchhändler politiſche Broſchüren verlegt, daß 
ein Actienverein ein Journal herausgibt, daß Leſe- und Bildungsvereine 
ihren Mitgliedern politiſche Schriften und Zeitungen zur Verfügung 
ſtellen. Der Privatmann, welcher Zeitungen liest, wird darum noch nicht 
Politiker genannt. Wenn die Anſicht der Behörde richtig wäre, ſo wäre 
auch die Ueberlaſſung eines Saales für eine politiſche Verſammlung eine 
politiſche Thätigkeit. Die Herausgabe von Druckſchriften iſt eine wirth⸗ 
ſchaftliche Thätigkeit eigener Art, welche natürlich indirect alle Gebiete 
des geiſtigen Lebens je nach dem Inhalte der Druckſchriften beeinfluſſen 
kann, daher auch das politiſche Gebiet. Aber im Sinne des Geſetzes iſt 
offenbar nur jener Verein als politiſch anzuſehen, welcher direct in 
das öffentliche Staatsleben eingreift, welcher als Verein durch feine Or- 
gane politiſche Anſichten und Forderungen vertritt. Die vom Miniſterium 
vertretene Anſicht würde in ihren Conſequenzen zu unerträglichen Be— 
ſchränkungen des Vereinslebens führen. Das Begehren lautet auf das 
Erkenntniß, es ſei durch die angefochtene Entſcheidung das Recht auf 
Gründung von Vereinen verletzt worden. 

Seitens des k. k. Miniſteriums des Innern, welches eine Gegen⸗ 
ſchrift nicht erſtattete, wurde bei der mündlichen Verhandlung Folgendes 
geltend gemacht: Das Miniſterium habe ſeine Entſcheidung außer der 
Begründung der Statthalterei auch noch auf den formalen Grund ge— 
ſtützt, daß die Statuten im Punkte der Vorausſetzungen einer gilligen 
Beſchlußfaſſung der Vereinsverſammlung dem Vereinsgeſetze nicht ent⸗ 
ſprechen; dieſer Grund werde von der Beſchwerde nicht beſtritten und 
das Miniſterium überlaſſe daher dem Reichsgerichte die Beurtheilung, 
ob im Sinne eines reichsgerichtlichen Präjudicats dieſer Umſtand nicht 
der reichsgerichtlichen Eutſcheidung über den anderen Punkt im Wege 
ſtehe. Was dieſen anderen Punkt betreffe, ſo behaupte das Miniſterium 
nicht, daß die Feſtſtellung des Charakters eines Vereines als eines poli⸗ 
tiſchen Sache des freien Ermefſens fei. Die Handhabe zu dieſer Feſt⸗ 
ſtellung ſei der Behörde im vorliegenden Falle durch den Statutenent⸗ 
wurf, beziehungsweiſe den Recurs des Proponenten ſelbſt gegeben worden. 
Aus den Statuten habe die Statthalterei erſehen, daß die Herausgabe 
politiſcher Zeilſchriften nicht ausgeſchloſſen ſei, und aus dem Recurſe 
habe das Minijterium klar erkennen müffen, daß für dieſen Verein das 
Recht auf die Herausgabe von politiſchen Zeitſchriften geradezu in An⸗ 
ſpruch genommen werde. Dies begründe den Charakter eines politiſchen 
Vereines. 

Die vorliegende Beſchwerde iſt zur Berückſichtigung nicht geeignet. 

Nach den Abſätzen 2 und 3 der proponirten Satzungen des be⸗ 
abſichtigten „Deutſchen Zeitungsvereines für Böhmen“ ſollte dieſer Verein 
den Zweck verfolgen, die culturellen Intereſſen der Deutfchen in Böhmen 
auf literariſchem Gebiete zu fördern und feinen Mitgliedern den Bezug 
von Zeitungen und anderen Druckſchriften zu erleichtern, und ſollte die 
Vereinsthätigkeit namentlich die Herausgabe und Verbreitung von periodi⸗ 
ſchen und anderen Druckſchriften, die Unterſtützung der Herausgabe 
von Druckſchriften und die Erleichterung des Bezuges von Druckſchriften 
für die Mitglieder umfaſſen. 

Daß ſich die Vereinsthätigkeit auch auf Zeitungen und Drud- 
ſchriften politiſchen Inhalts beziehen ſollte, ergibt ſich zweifellos aus 
den Ausführungen in der vorliegenden Beſchwerde und insbeſondere bei 
der mündlichen Verhandlung. 

Wenn mit Rückſicht auf dieſen Vereinszweck der beabſichtigte 
Verein von der Regierung als ein politiſcher bezeichnet wird und demgemäß 
die nach den Vorſchriſten über nicht politiſche Vereine (I. Abſchnitt des 
Geſetzes vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 134) beabſichtigte 
Bildung dieſes Vereines unterſagt wurde, fo kann dies nicht als un⸗ 
berechtigt bezeichnet werden, weil in der durch die citirten Satzungen 
umſchriebenen Vereinsthätigkeit allerdings eine politiſche Thätigkeit ge⸗ 
funden werden muß, zumal, was ſpeciell die Herausgabe politiſcher, ins⸗ 
beſondere periodiſcher Druckſchriften betrifft, dem Herausgeber ein maß⸗ 
gebender Einfluß auf die Tendenz der herausgegebenen Druckſchrift zuſteht. 

Hienach kann, auch abgeſehen von der im Wortlaute der vorge⸗ 
legten Satzungen, insbeſondere im Abſ. 12 derſelben begründeten Rüge 
der Außerachtlaſſung der Beſtimmung des § 4 k des Vereinsgeſetzes, in 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


der angefochtenen Uuterſagung eine Verletzung des verfaſſungsmäßig ges 
währleiſteten politiſchen Rechtes, Vereine zu bilden, nicht erkannt 
werden. 

(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 5. Juli 1898, Z. 232.) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Oberfinanzrath und Finanz⸗Bezirksdirector in 
Sambor Michael Grafen Dzieduszyeki, ſowie den Oberfinanzrath und Finanz⸗ 
Bezirksdirector in Krakau Dr. Alexander Fürſten Poninski zu Hofräthen ad 
personam ernannt und dem Oberfinanzrathe der Finanz⸗Landesdirection in Lem⸗ 
berg 1 Kasprzyszak den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe der niederöſterr. Statthalterei 
Guido Freih. v. Siber den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe taxfrei 
verliehen. 5952 

Se. Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Dr. Alfons R. v. Scherer 
zum Statthaltereirathe in Graz ernannt und dem Bezirkshauptmanne Heinr. 
Freih. v. Hammer⸗Purgſtall in Graz den Titel und Charakter eines Statt⸗ 
haltereirathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Landesregierungs⸗Secretär Dr. Heinr. Edlen 
v. Cron in Laibach und dem Bezirks⸗Obercommiſſär Joſef Oresek den Titel 
und Charakter eines Bezirkshauptmannes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Notar Victor Krokowski als Gemeindevorſteher 
in Mosciska das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Handelsmann Orlando J. H. Davis in Ply⸗ 
mouth zum unbeſoldeten Viceconſul ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Landesregierungs⸗Secretär Dr. Wilh. Würfel zum Bezirkshauptmanne in der 
Bukowina ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthalterei⸗Seeretär Dr. Ferd. Grafen Stürgkh zum Bezirkshauptmanne in 
Steiermark ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Joh. Kremensek zum Landes-hegierungsfeeretär in Kärnten 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Joſef Friedrich zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Kärnten und ebendaſelbſt den Bauadjuncten Othmar Dorſchel zum Ingenieur 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Karl Raudnitzky zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Oberöſterreich ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpections⸗Adjuncten Ottokar Jana⸗ 
sek zum Forſt⸗Inſpectionscommiſſär ernannt. 

Das Präſidium der k. k. n. 6. Finanz⸗Landesdirection hat den Finanz 
concipiſten Dr. Otto v. Bazant zum Steuerinſpector ernannt. 

Das Präſidium der n. ö. Finanz⸗Landesdirection hat die Finanzcaſſen⸗ 
Controlore Konrad Inhofner, Aug. Bock und Joh. Brunner zu Ober⸗ 
controloren, den Finanzeaſſen⸗Obercontrolor Joh. Bonna und die Finanzcaſſen⸗ 
Controlore Jul. Schoiber v. Engelſtein und Andreas Hecht zu Einnehmern, 
die Finanzeaſſen⸗Officiale Robert Holzinger und Joſef Milan, ſowie den 
Finanzeaſſen⸗Adjuncten Karl Edlen v. Giraldi zu Controloren, die Finanz 
caſſen⸗Adjuncten Joſef Matuſchek, Karl Dichtl, Fz. Uhl und Heinr. 
Schneider zu Officialen, den Steueramts⸗Adjuncten Edmund Rondonelli 
und Finanzcaſſen⸗Praktikanten Anton Cſchötz, Alois Staſtny, Joh. Her: 
berger und Emil Neumayer zu Adjuncten bei den Finanz⸗ und gerichtlichen 
Depoſitencaſſen in Wien ernannt. 

Das Präſidium der n. ö. Finanz⸗Landesdirection hat die Steueramts⸗ 
en Rudolf Kabatnik und Joh. Kocholl zu Steueramts⸗Officialen 
ernannt. 

Das Präſidium der k. k. n. ö. Finanz⸗Landesdirection hat die Finanz⸗ 
concipiſten Dr. Cajetan Egermann und Dr. Wilh. Eisner zu Finanz⸗ 
commiſſären, die Finanzeoncipiſten Dr. Fdch. Schauberger, Dr. Joſef Schlin⸗ 
ger, Dr. Alois Bruckmüller und Arthur Mehoffer zu Steuer⸗Juſpec⸗ 
toren, die Finanz⸗Conceptspraktikanten Rud. R. v. Murmann, Chaskel Hoch⸗ 
ſtim, Eduard Lyer, Egon Freih. Kruchina v. Schwanberg, Dr. Otto 
Ullrich, Dr. Heinr. Werner, Aug. Ritter Dobrueki v. Dobruty⸗Do⸗ 
liwa und Dr. Guſtav Sagaſſer zu Finanzconcipiſten ernannt. 


Erledigungen. 


1 Kanzliſtenſtelle im k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung in 
der XI. Rangsclaſſe bis 8. October. (Amtsblatt Nr. 214.) 

1 Statthalterei⸗Seeretärsſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, eventuell 
1 Bezirkscommiſſärsſtelle in der IX. und 1 Statthalterei⸗Conci⸗ 
piſten ſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der politiſchen Verwaltung in Steier⸗ 
mark bis 15. October. (Amtsblatt Nr. 215.) 


De Hiczu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 75 und 76 der Erkenntniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


